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Zur Reform der Juristenausbildung 

Die juristische Ausbildung gliedert sich in 
einen theoretischen und einen praktischen 
Teil. Die theoretische Ausbildung erfolgt 
an der Universität, sie wird mit der ersten 
juristischen Staatsprüfung abgeschlossen 
(Referendarexamen). Die praktische Aus­
bildung als Referendar erfolgt vor <1llem 
an den Gerichten und Verwaltungsbehör­
den. Sie wird mit der zweiten juristischen 
Staatsprüfung abgeschlossen (Assessorex­
amen). Die juristische Ausbildung ist Liin­
dersache, jedoch macht das Bundesrecht 
(Deutsches Richtergesetz) Vorgaben. Die 
Regelstudienzeit liegt, länderweise unter­
schiedlich, zwischen sieben und neun Se­
mestern. Die Referendarausbildung d<1t1-
ert heute zweieinhalb Jahre. Da die erste 
Prüfung zwischen einen1 halben und ei­
nem Jahr, die zweite bis zu einem h<1lben 
Jahr nach Ende der Ausbildu11g d;111ert. 
ergibt sich eine Regelausbildungszeit von 
sieben bis achteinhalb Jahren. T<1tsächlich 
nimmt der junge Jurist jedoch eine längere 
Studienzeit in Anspruch. Die kürzeste 
durchschnittliche Studiendauer im F<1ch 
Rechtswissenschaft hat Augsburg mit 
knapp zehn Semestern, die längste hat die 
FU Berlin mit etwa 12,7 Semestern. Gie­
ßen liegt an vierter Stelle von 27 westdeut­
schen juristischen Fachbereichen mit einer 
durchschnittlichen Studiendauer V()n et­
wa 10,8 Semestern (Überblick des Wissen­
schaftsrates für das Studienj<1hr 1989, ver­
öffentlicht in der FAZ vo1n 18. April 
1992). Damit liegt bundesweit die Ge­
samtausbildungszeit tatsächlich zwischen 
neuneinhalb und knapp elf Jahren. In1 
Durchschnitt beginnt der ,,junge'' Jurist 
sein Berufsleben erst in einem Alter von 
über 30 Jahren. 

Schwieriger als diese tatsächlichen Fest­
stellungen ist die Analyse von Mängeln 
der Juristenausbildung. Die Ausbildung 
insgesamt, insbesondere aber das Stt1di­
um, wird ganz überwiegend als zu la11g 
empfunden. Das gilt vor allem angesichts 
des Fortschreitens der Einigung Europas. 
Eine Reihe anderer europäischer Länder 
ermöglicht Abschlüsse in kürzerer Zeit. 
D<1nn ist unter den Juristen kontrovers, 
welche Anforderungen in den Ex<1n1ina 
gestellt werden sollen. Ein Teil der Pr()fes­
sorcn, allerdings wohl 11icht die Mehrheit. 
sieht insbesondere die Anforderungen des 
Referendarexamens als zu hocl1 an. Das 
fiihrt dann z11m Streit über die zu lehren­
den Inh<1lte und weiter zun1 Streit über das 
Berufsbild der Juristen. !~eisten wir uns ei­
ne Überqualifizieru11g unserer Juristen'? 
In der Vergangenheit hat es zwei größere 
Ansätze zu einer Refor1n der Juristenaus­
bildung gegeben, die allerdings beide ge­
scheitert sind. Seit den 70er Jahren wurde 
· versucl1sweise ···· an acl1t f'achbereichen 

die sogenannte einphasige J11ristenausbil­
dung praktiziert, bei der theoretische und 
praktische Ausbild11ng inein<1nder inte­
griert sind. Bei deutlich höherem Auf­
wand an Lehrpersonal kam es dabei zu ei­
.ner leichten Abkürzung der Gesamtaus­
bildungszeit. Ein Vergleich der Qualität 
von einphasig und zweiphasig ausgebilde­
ten Juristen war allerdings nur schwer 
möglich. Die Juristenwelt selbst reagierte 
zurückhaltend. In den 80er Jahren setzte 
der Gesetzgeber dem Versuchsmodell 
dann ein Ende. Die einphasige Ausbil­
dung an den acht Fachbereichen ist jetzt 
ausgelaufen. Problematisch war vor allem 
vor dem Hintergrund unserer juristischen 
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Tradition, ob man durch Praxis lernen 
kann, wenn man die Theorie noch nicht 
beherrscht. Tatsächlich liegt umgekehrt 
auch das Gewicht unserer praktischen 
Ausbildung auf einer weiteren Verfeine­
rung der Theorie, wenn auch jetzt im Me­
dium der richterlichen oder behördlichen 
Konfliktsentscheidung. 
Ein zweiter Ansatz zur Reft)rn1 lag in der 
Mitte der 80er Jahre erf'olgenden Einfüh­
rung von Zwischenprüfungen. Diese soge­
nannten Leistungskontrollen wurden 
überwiegend im Zusammenhang mit den 
,,kleinen Übungen·· im bürgerlichen 
Recht, im Strafrecht und im öffentlichen 
Recht abgenommen. In jede1n dieser f'ä­
cher mußte eine Klausur ,,bestande11·· 
werden. Die Zwischenprüfung sollte den 
Studierenden in einem möglichst f'rühen 
Zeitpunkt über seine Eignu11g als Jurist 
unterrichten und dem Ungeeigneten den 
langen Weg durch Studium und Referen­
darexamen ersparen. Zwischen dem zwei­
ten und dem vierten Sen1ester läßt sich je­
doch n()Ch keine ausreichend 1·undierte 
Entscheidung über die Eignung eines Stu­
dierenden als Jurist treffen. Die f'achbe­
reiche trugen dem Rechnung, indem sie 
das Niveau der Leistungskontrolle niedrig 
ansetzten. Damit wurde d<:tnn aber auch 
kaum jemand vom weiteren Studium ab­
gehalten. Die Zwischenprüfu11g hat ihren 
Sinn verfehlt. 
Es sind dann zwei weitere Reforn1ansätze 
in der Diskussion gewesen, um die es aber 
zur Zeit ruhiger geworden ist. [)er eine 
ging dahin, jedenfalls das die Universitäts­
ausbildung abschließende Examen nicht 
mehr als Staatsexamen, sondern als Uni­
versitätsexamen abzuhalten. Diese Prü­
fung wird zur Zeit als staatliche Prüf'ung 
in Hessen von vier Prüfern abgenomn1en, 
von denen zwei Praktiker, vor allem Rich­
ter, und zwei Universitätsprofessoren 
sind. Die Inhalte der Prüfung werden vom 
Staate bestimmt, der allerdings auf Vor-
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schläge von Professoren zurückgreift. Die 
Befürworter der Verlagerung der ersten 
Prüfung auf die Universitäten erhofften 
sich von dieser Lösung endlich einen 
durchgreifenden Wettbewerb aller juristi­
schen Fachbereiche um die beste Ausbil­
dung. Vorbild sind dabei die Verhältnisse 
in den USA. Die Gegner dieser Lösung 
befürchteten einen weitgehenden Ein­
bruch des Ausbildungsniveaus, das sie nur 
durch die Vorgaben der staatlichen Prü­
fungen gewährleistet sahen. Eine derartige 
Ref or111 hätte sich auch wohl nur durch­
setzen lassen, wenn man das Leitbild des 
Einheitsjuristen auf gegeben hätte, also 
des Juristen, der zum Richteramt befahigt 
ist. Solange man das Ziel der Ausbildung 
in der Befahigung zum Richteramt sieht, 
wird der Zugriff des Staates auf die beiden 
entscheidenden Prüfungen auch als legi­
tim empfunden. Für die nicht mehr am 
Richterberuf orientierte juristische Aus­
bildung fehlen aber noch weitgehend die 
Leitbilder. 
Zur Zeit wird in Hessen······ nach den1 Vor­
gang von Bayern ·· die sogenannte ,,Frei­
schuß''-Regelung eingeführt. Eine Prü­
fung gilt als nicht unternommen, wenn der 
Prüfling noch im achten Semester zur Prü­
fung zugelassen wird und diese nicht be­
steht. Die Regelung trägt der psychologi­
schen Situation des Studenten etwa zwi­
schen dem achten und dem elften Seme­
ster Rechnung. Er wird sehr häufig ex­
amensreif sein, ist sich dessen aber nicht 
genügend sicher. In Bayern hat die Rege­
lung beachtlichen Erfolg gehabt. Man 
wird allerdings darin wohl kaum schon ei­
ne durchgreifende Lösung der Probleme 
der juristischen Ausbildung sehen kön­
nen, <1uch wenn es sich um eine geschickte 
Einflußnahme auf die Motivation der Stu­
denten handelt. 
Dann wird zur Zeit die Einführung eines 
Numerus clausus für Juristen diskutiert 
und teilweise für das Wintersemester '92/ 



93 auch schon vorbereitet. Damit ist ein 
eigener Problemkreis angesprochen, der 
hier nicht weiter erörtert werden kann. 
Seit Februar 1992 beraten die Gesetzge­
bungsorgane des Bundes über eine Ände­
rung der Rahmenvorschrit'ten des Deut­
schen Richtergesetzes für die Juristenaus­
bildung. Die in der Beratung befindlichen 
Entwürfe sehen beachtliche Neuerungen 
vor. Die studienbegleitenden Leistungs­
kontrollen sollen aufgegeben werden. Der 
Prüfungsstoff für die erste Staatsprüt'ung 
soll auf Kernfächer beschränkt werden. 
Die Länder sollen die Möglichkeit erhal­
ten, eine frühzeitige Abschicl1tung von 
Teilen der ersten Staatsprüfung vorzuse­
hen. Die Referendarzeit soll bei Um­
strukturierung der zweiten Staatsprüt'ung 
··········auf zwei Jahre beschränkt werden. Man 
erhofft sich durch diese Maßnahme insge­
samt die Abkürzung der Ausbildung un1 
etwa ein Jahr. 
Wie ist dieser neueste Reformansatz zu 
bewerten? Ich möchte diese Frage hier nur 
unter universitärem Aspekt behandeln, 
weil hier zweifellos auch der Schwerpunkt 
der Reform liegt. Die Abschaffung der 
Zwischenprüfung ist vernünftig, sie stößt 
auch auf ganz verbreitete Zustimmung. 
Von sehr viel größerem Gewicht ist jedoch 
die Frage einer Straft'ung des Prüfungs­
stoffes auf Kernfächer. Hier stellt sich zu­
nächst die Frage, ob diese Straffung gebo­
ten ist. Sie wird weitgehend bejaht. Dann 
ist die weitere Frage zu beantworten, wie 
die Straffung im einzelnen durchgeführt 
werden sollte. Das Deutsche Richterge­
setz wird hier nur einen Rahmen vorge­
ben, dessen Konkretisierung Sache der 
Gesetzgebung der Länder ist. Die Länder 
ihrerseits stimmen sich dann allerdings 
wieder untereinander ab, damit die Ein­
heit der Regelung möglichst bundesweit 
gewahrt bleibt. Die Art der Straffung ist 
schon kontrovers und wird zunehmend 
kontroverser werden. 

Im Grunde trägt die Beschränkung des 
Prüfungsstoff es auf Kern facher nur dem 
jetzigen Ist-Zustand Rechnung. Zwar 
warten die Prüfungsvorschriften mit um­
fassenden Fächerkatalogen auf, die als 
Prüfungsgegenstand bezeichnet werden. 
wobei die Fächer selbst noch wieder mit 
unterschiedlicher Gewichtigkeit einge­
stuf't werden, praktisch beschriinkt sich 
der Prüt'ungsstoff aber doch weitgehend 
auf die Kernfächer des Rechts. Das sind 
im Zivilrecht die ersten drei Bücher des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB), im 
Straf recht der Allgemeine und der Beson­
dere Teil des Strafgesetzbuchs und im öf­
fentlichen Recht d<ts Staatsrecht mit dem 
Schwerpunkt auf den Grundrechten, das 
Allgemeine u11d das Besondere Verwal­
tungsrecht. Daneben haben eine Reihe 
von Materien für die erste Prüfung zwar 
durchaus noch praktisches Gewicht, das 
<1ber schon deutlich geringer ist als das 
Gewicht der gerade genannten Kernfä­
cher, so im Zivilrecht etwa das Familien­
und Erbrecht, das Arbeitsrecht, das Han­
delsrecht. Ich muß in diesen1 Zusammen­
h<tng darauf verzichten, den Kreis dieser 
f"ächer in den anderen Fachgebieten 
(Strafrecht, öffentliches Recht) abzu­
schreiten. 
Die ausladende Weite des Fächerkatalogs 
in den Prüfungsvorschriften war bisher 
Grund für eine beträchtliche Verunsiche­
rung der Studenten. Sollte man im Refe­
rendarexamen tatsächlich all die dort ge­
nannten Fächer beherrschen müssen'? 
Worin unterscheidet sich die Beherr­
schung eines Faches im Ganzen von seiner 
Beherrschung nur im Grundzuge? Wo fin­
det man eine Aufklärung darüber, was die 
einzelnen Prüfer in einem Rechtsgebiet 
nun als Grundzug verstehen und was 
nicht? Das Veranstaltungsangebot der ju­
ristischen Fachbereiche gibt diese Aufklä­
rung nicht, vielmehr ist die Breite dieses 
Angebots naturgemäß der Stolz jedes 
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Fachbereichs. Zwar wird durchaus auf die 
Notwendigkeit hingewiesen, daß der Stu­
dent Schwerpunkte bilden muß. Offen 
bleibt allerdings aus leicht erklärlichen 
Gründen, wie diese Schwerpu11kte zu set­
zen sind. Der Student gewinnt dann erst 
mit fortschreitenden Semestern ein Bild 
von der Prüfungspraxis, welches ihm An­
haltspunkte für eine derartige Schwer­
punktsetzung gibt. Die Unsicherheit, das 
Studium nicht weit genug angelegt zu ha­
ben, bleibt jedoch meistens bis zum Ex­
amen. Sie ist wohl einer der wichtigeren 
Gründe dafür, daß viele Studenten sich 
erst so spät für examensreif halten. Eine 
der Funktionen der priv;1ten Repetitoren 
liegt auch d<irin, d;1ß sie den Studenten nlit 
ihrer Beschränkung auf bestin1mte Stoff­
massen die l11f orm<tti()n über den t<1tsäch­
lich examensrelevanten Stl)ff geben. Das 
Jurastudium würde also wohl nicht an 
Substanz verlieren, \venn m<tn sich ent­
schlösse, in den Prül'L1ngsgesetzen auf die 
Darstellung des Soll-Zustandes ei11er all­
seitig gebildeten juristischen Persönlich­
keit zu verzichten und den Ist-Zust<111d der 
tatsächlich geübten Examenspraxis zum 
Ausdruck zu bringen. Die verbindlich an­
geordnete Beschriinkung des Prtifungs­
stoffes auf Kernfacher dürfte also in der 
Tat der entscheidende Ans;1tz für eine 
Verkürzung des Studiu1ns sein, weil n1it 
der darin liegenden Orientierung des Stu­
denten von Anfang an eine beträchtliche 
Entkr<11npl'ung des StudiL1ms verbunden 
sein wird. 
Damit stellt sich die weitere Frage nach 
der Durchführung einer Strat'fung des 
Prüfungsstoffes auf Kernfächer. Sie ist 
sehr viel komplizierter, als es auf den er­
sten Blick scheint. In dieser Frage werden 
dann auch die meisten Kontroverse11 aus­
getragen werden. Versuchen wir, uns die 
Problematik zu vergegenwärtigen, so gut 
es in der Kürze geht. Mit einer Beschrän­
kung des Prüfungsstoffes auf die ,,klassi-

94 

sehen Fächer'' oder Standardfächer ist es 
nicht getan, da jedes einzelne dieser Fä­
cher im Grunde heute auch für den Spe­
zialisten schon fast unerschöpflich ist. 
Entscheidend kann nur sein, welchen Ver­
arbeitungsgrad eines ,,klassischen Fachs'' 
man dem Studenten im ersten Staatsex­
amen abverlangen will. Statt von Ver<1r­
beitungsgrad kann m;;1n auch von der Be­
herrschung der Dogmatik eines Faches 
sprechen. Die Sicherheit in der Dogmatik 
eines Faches ist nicht mit Stoffkenntnis zu 
verwechseln, obgleich sie ohne ausrei­
chende StofTkenntnis nicht möglich ist. 
Die notwendige Qualität der juristiscl1en 
Bildung läßt sich mit dem Hinweis auf be­
stimmte zu beherrschende Stoffgebiete 
nicht <tusreichend zum Ausdruck bringen. 
Der Maßstab bleibt hier weiterhin die Er­
fahrung der Prüfer, die sich in der Prü­
fungspraxis niederschlägt. Der Begriff der 
Jurisprudenz (Rechtsklugheit) bringt den 
qu<1litativen Gesichtspunkt treffend zum 
Ausdruck. 
Die Beschränkung auf Kernfächer bringt 
für die geforderten wie auch für die nicht 
n1ehr geforderten Fächer eine Reihe gra­
vierender Problen1e mit sich, die hier je­
denfalls kurz umrissen werden sollen. Die 
Beschränkung wird u. a. zutreffend damit 
begründet, daß eine ausreichende Sicher­
heit des jungen Juristen in den Kernfa­
chern jederzeit eine schnelle Einarbeitung 
in jedes weitere Rechtsgebiet ermöglicht, 
eben weil er sich in den Kernfächern mit 
der Art juristischen Denkens insgesamt 
ausreichend vertraut gem<1cht hat. Nu11 
wird aber das Interesse an der Lehre nicht 
mehr geprüfter Fächer bald nachlassen. 
[)amit läßt auch die Vitalität der For­
schung in diesen Fächern nach, die auf die 
Möglichkeit angemessener Präsentation 
in der Lehre angewiesen ist. Die Nichtprü­
f ungsfacher werden also in eine Existenz­
krise geraten. Es ist zur Zeit noch nicht ge­
nügend diskutiert, wie dem begegnet wer-



den kann. Der überzeugendste Weg 
scheint mir zu sein, dem Studierenden wei­
terhin die Möglichkeit einer besonderen 
Qualifikation in diesen Fächern im Ex­
amen einzuräumen, wie es jetzt schon in 
den sogenannten Wahlfachgruppen ge­
schieht. Nur bedarf auch das ,,System der 
Wahlfachgruppen'', das f'ür diese Speziali­
sierung gedacht ist, einer Reform. Da die 
Prüfung in der Wahlfachgruppe zur Zeit 
in Hessen nur mit einem Fünfzehntel <1uf 
das Gesamtergebnis der Prüfung durch­
schlägt, wird sie von vielen Studenten 
kaum ernstgenommen. Der Beitrag zt1n1 
Gesamtergebnis muß also sehr viel größer 
sein, wenn man den Stt1denten zt1 ernst­
hafter Arbeit in dem gewählten Spezialge­
biet motivieren will. Eine entspreche11de 
Änderung wäre ohne ernsthafte Beein­
trächtigung der Ausbildung in den Kern­
fachern durchaus denkbar. Dann dürften 
die Wahlfachgruppen nicht mehr so weit 
gefaßt sein wie heute, es mül3te auch dar­
auf verzichtet werden, heterogene Fächer 
zusammenzufassen, so daß der Student 
tatsächlich die Chance hat, das genannte 
Gebiet zu erarbeiten und nicht darauf an­
gewiesen ist, daß der Prüfer üblicherweise 
nur einen Teil der nach de111 Gesetz n1ög­
lichen Fächer prüft. Ich will hier offenlas­
sen, ob eine derartige Prüfung in einem 
Spezialgebiet (Nichtkernfach) obligato­
risch oder fakultativ sein sollte. Die Er­
fahrung geht dahin, daß bei fakultativer 
Prüfung nur die überdurchschnittlicl1en 
Studenten sich engagieren. Das braucht 
kein Nachteil zu sein. Es wird d;1nn in den 
Spezialgebieten tatsächlich etwas gelei­
stet. Wer von einer Spezialisierung ab­
sieht, kann desto größeres Gewicht auf die 
Kernfacher legen, die dann meistens die­
ser Zuwendung auch dringend bedürfen. 
Was die Kernfächer selbst betrifft, so wird 
man wegen ihrer außerordentlichen Weite 
die geforderten Kenntnisse in jedem Fach 
hier selbst wieder einzugrenzen versuchen. 

Dem Problem der Weite der Kernfacher 
versucht auch der Gedanke einer f rühzei­
tigen Abschichtung vo11 Teile11 der ersten 
Staatsprüfung Rechnung zu tragen. Beide 
Strategien sehen das Ausbildungsziel of­
fenbar in der Kenntnis einer ausreichen­
den Menge von Stoff, während es tatsiich­
lich in der genügenden Verarbeitung der 
Dogm<itik der Kernfacher liegt, wenn da­
für auch ausreichende Stoffkenntnis er­
forderlich ist. Diese Begrenzungsversuche 
sind also in1 Grunde f'alsch angesetzt. Was 
in einem Fach an Beherrschung von Dog­
n1atik gefordert wird, läßt sich durch eine 
Aufzählung oder Beschränkung von Stoff 
nicht aussagen. Es lassen sich auch kaum 
Teile einer einheitlichen Dogmatik eines 
f'aches durch vorgezogene Prüfu11gen ab­
schichten. 
Die Lel1re in den Kernfächern würde eine 
wesentliche Dimension ohne ausreichende 
Kenntnisse in den sogenannten Grundla­
genfächern verlieren, zu denen vor allem 
die jt1ristische Methodenlehre, die Rechts­
philosophie, die Rechtssoziologie und die 
Rechtsgeschichte zählen. Die Lehre in die­
sen Grundlagenfächer11 muß als Teil der 
Lehre in den Kernfächern begriffen wer­
den. Hier sollte dem Studenten allerdings 
- wie schon bisher ······ die Bildung von 
Schwerpunkten erlaubt sein. 
Insgesamt ist die jetzt geplante Reforn1 
der Juristenausbildung mit dein Schwer­
pu11kt auf einer Straff'ung des Prüfungs­
stoffes <tlso sinnvoll, wobei die Schwierig­
keiten allerdings ····· wie so häufig - i1n De­
tail stecken. Die Probleme werden viel­
leicht noch etwas anschaulicher, wenn wir 
noch einen Blick auf das in Gießen derzeit 
praktizierte juristische Ausbildungsmo­
dell werfen, durch welches schon seit lan­
ge1n wesentliche Gedanken der jetzt bun­
desweit beabsichtigten Reform in die Tat 
umgesetzt werden. Der Reformplan ist 
1965 von Walter Mailmann vorgestellt 
worden (in der Zeitschrift Juristische 

95 



Schulung, 1966, S. 217 ff.). Die Art, in der 
das Refo1111modell heute praktiziert wird, 
wird allgemein als ,,Gießener Kleingrup­
penmodell'' bezeichnet. 
Nach diesem Modell wird die Lehre in den 
Kernfächern des Rechts (die ersten drei 
Bücher des BGB, Allgemeiner und Beson­
derer Teil des Strafrechts. Staatsrecht, 
Allgemeines und Besonderes Verwal­
tungsrecht) in der ersten Hälfte des Studi­
ums durch sog. Klei11gruppenarbeit inten­
siviert. Jeder Vorlesung eines Kernfach es 

die Kernflicher machen in der ersten 
Hälfte des Studiums den wesentlichen Teil 
des Vorlesungs<ingebots aus ···· sind eine 
Anzahl st11dentischer Kleingruppen mit 
bis zu 30 Mitgliedern zugeordnet. Diese 
Kleingruppen arbeiten den Stoff der Vor­
lesung unter Leitung eines studentischen 
Arbeitsgemeinschaftsleiters nach. Die 
Nacharbeit geschieht in der Regel anhand 
von für das gerade abgehandelte Stoff ge­
biet repräsentativen Fällen, die in den 
Kleingruppen diskutiert und gelöst wer­
den. Der verantwortliche Professor stellt 
den Arbeitsgemeinschaftsleitern diese 
Fälle und bis ins einzelne ausgearbeitete 
Lösungsskizzen zur Verf'iigung und berei­
tet seinerseits die Arbeitsgemeinschaftslei­
ter in eigenen Seminaren at1f die Abhal­
tung der Arbeitsgemeinschaften vor. Die 
Entwicklt1ng dieses Lehr- und Lernsy­
stems h<it außerordentliche Anf orderun­
gen an die Professuren gestellt, da der ge­
samte Stoff der Vorlesungen praktisch in 
einer neuen Verarbeitungsart dargeboten 
werden muß, wenn man i11 dieser Weise 
zwei Veranstaltungsarten aufeinander be­
zieht. Das Kleingruppenmodell hat sich 
<tber 11uch als außerordentlich erfolgreich 
erwiesen. Der Student steigert durch die 
Nacharbeit nicht nur den Rezeptionsgrad 
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der Vorlesung ganz beträchtlich, sondern 
behält das Dargebotene natürlich auch 
besser. Wenn Gießen bundesweit einen 
der Spitzenplätze hält, was die Kürze der 
Studiendauer betrifft, so dürfte das nicht 
zuletzt diesem Kleingruppenmodell zuzu­
schreiben sein. 
Für den zweiten Teil des Studiums stellt 
sich dann vor allem die Frage einer energi­
schen Wiederholung und Vertiefung des 
Stoffes der Kernfächer. Dazu gehört auch 
das Schreiben einer größeren Zahl von 
Probeexamensklausuren. Hier ni1nmt der 
junge Jurist die Weichenstellung häufig 
falsch vor. Weil er meint, die Kernfächer 
schon zu beherrschen, während er sie viel­
fach allenfalls ,,angedacht'' hat, wendet er 
sich jetzt der Breite der Fächer zu. Genü­
genden Anlaß dafür gibt ihm einmal die 
Größe des Angebots, dann aber auch das 
ausladende ,,Wunschdenken'' der Ausbil­
dungsgesetze. Was Gießen betrifft, so 
würde die Reforrn einer Beschränkung des 
Prüfungsstoffes auf die Kernflicher vor al­
lem an dieser Stelle wirksam werden. Die 
Intensivierung der ersten Studienhälfte 
durch die Kleingruppenarbeit in den 
Kernfächern reicht zun1 Erwerb ausrei­
chender Kenntnisse und Fähigkeiten i11 
diesen Fächern durchaus noch nicht aus. 
Sie entkrampft zwar die Anforderungen 
an den Studenten in der zweiten Studien­
hälfte. D<1s Interesse muß aber weiterhin 
unverwandt diesen Kernflichern zuge­
wandt bleiben. Die Problematik der 
,,Nichtkernlacher'' und der Grundlagen­
fächer habe ich schon angesprochen. Die 
Bef assung mit ihnen dürfte sinnvollerwei­
se in die zweite Studienhälfte gehören, wo­
bei allerdings auch hier Konzentration 
das Gebot ist. 


